
 

  

S 2 Vs 153/95

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 15
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Zulässigkeit der Berufung

Rechtsschutzinteresse
formelle Beschwer
Klageantrag

Leitsätze Die Berufung (hier: mit dem Antrag, die
Schwerbehinderteneigenschaft = GdB 50
festzustellen) ist unzulässig, wenn das SG
der Klage, den GdB "höher als mit 30" zu
bewerten, durch Feststellung eines GdB
von 40 stattgegeben hat.

Normenkette SGG § 143
SGG § 123

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 Vs 153/95
Datum 16.01.1997

2. Instanz

Aktenzeichen L 15 SB 47/97
Datum 25.03.1999

3. Instanz

Datum -

i. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
16.01.1997 wird verworfen.
ii. Kosten des Berufungsverfahrens sind nicht zu erstatten.
iii. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der Beklagte hatte bei dem am 1934 geborenen KlÃ¤ger mit Bescheid vom
19.11.1991 einen Grad der Behinderung (GdB) von 30 wegen der Behinderungen:
"1. Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule, 2. MagenschleimhautentzÃ¼ndung mit
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funktionellen VerdauungsstÃ¶rungen, SpeiserÃ¶hrendivertikel,
HÃ¤morrhoidalleiden, 3. Psychovegetatives Syndrom mit depressiven
Verstimmungen, 4. Periarthritis der Schultergelenke, AbnÃ¼tzungsverÃ¤nderungen
der HÃ¼ft- und Kniegelenke" festgestellt. Die hiergegen zum Sozialgericht (SG)
Landshut (Az.: 1 Vs 940/91) gerichtete Klage wurde zurÃ¼ckgenommen.

Auf den vom KlÃ¤ger gestellten Antrag hin, einen GdB von 40 festzustellen,
verweigerte der Beklagte mit Bescheid vom 05.10.1994 eine Neufeststellung, weil
die Bewertung des GdB mit 30 im Bescheid vom 19.11.1991 korrekt gewesen (Â§ 44
SGB X) und eine wesentliche Ã�nderung (Â§ 48 SGB X) nicht eingetreten sei.

Den dagegen gerichteten Widerspruch wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheid
vom 01.02.1995 zurÃ¼ck.

Seine zum SG Landshut erhobene Klage hat der KlÃ¤ger auf die vom SG in der
Sache S 1 Vs 940/91 eingeholten Gutachten gestÃ¼tzt und damit begrÃ¼ndet,
daÃ� der Einzel-GdB auf orthopÃ¤dischem Gebiet und auch der Gesamt-GdB auf
wenigstens 40 anzusetzen sei.

Das SG hat Befunde des RentenversicherungstrÃ¤gers (LVA Niederbayern-
Oberpfalz) und der behandelnden Ã�rzte Dres. , und eingeholt. Im Auftrag des SG
erstellte der Arzt Dr. ein Gutachten vom 16.01.1997, nach welchem der Gesamt-
GdB ab 14.01.1991 mit 40 einzuschÃ¤tzen sei.

Mit Urteil vom 16.01.1997 hat das SG den Beklagten verurteilt, ab 14.01.1991 beim
KlÃ¤ger neben der Feststellung einer weiteren Behinderung
("VerschleiÃ�erscheinungen der HÃ¼ft- und Kniegelenke") einen GdB von 40
festzustellen und dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten in vollem Umfange
zu erstatten.

Die vom KlÃ¤ger am 24.03.1997 beim SG Landshut eingelegte Berufung hat dieser
damit begrÃ¼ndet, daÃ� er schwerbehindert und deswegen der Beklagte zu
verpflichten sei, den GdB mit 50 zu bewerten. In Widerspruchs- und
KlagebegrÃ¼ndung sei der Antrag auf Feststellung eines hÃ¶heren GdB als 30 nach
oben nicht mehr begrenzt worden; Ziel des Rechtsstreites sei es gewesen, die
Feststellung eines GdB von wenigstens 50 zu erreichen.

Der Senat hat ein Gutachten der Ã�rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die und Chirurgie Dr. vom
30.11.1998 eingeholt, nach dem beim KlÃ¤ger insgesamt ein GdB von 30 vorliege.
Die FachÃ¤rztin fÃ¼r Chirurgie Dr. hat in ihrer Stellungnahme fÃ¼r den Beklagten
vom 19.12.1998 auch einen GdB von 40 fÃ¼r vertretbar gehalten.

Der KlÃ¤ger hat nach Ã�bersendung des Gutachtens der gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen am 16.12.1998 an seinen BevollmÃ¤chtigten zur Stellungnahme
am 19.03.1999 Antrag auf AnhÃ¶rung des OrthopÃ¤den Dr. (Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) gestellt.

Der KlÃ¤ger beantragt,
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den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Urteils des Sozialgerichts Landshut vom
16.01.1997 und des Bescheides des Beklagten vom 05.10.1994 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 01.02.1995 zu verurteilen, einen GdB von 50
festzustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
16.01.1997 zu verwerfen, hilfsweise als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

BezÃ¼glich des weiteren Sachverhalts in den Verfahren des Beklagten und des
Sozialgerichts wird gemÃ¤Ã� Â§ 202 SGG und Â§ 543 der ZivilprozeÃ�ordnung
(ZPO) auf den Tatbestand des angefochtenen Urteils und die dort angefÃ¼hrten
Beweismittel, hinsichtlich des Sachverhalts im Berufungsverfahren nach Â§ 136
Abs.2 SGG, auf die SchriftsÃ¤tze und ErklÃ¤rungen der Beteiligten, die
beigezogenen Akten und den Inhalt der Berufungsakte Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist gemÃ¤Ã� Â§ 143 SGG statthaft und bedurfte nicht
der Zulassung (Â§ 144 Abs.1 Satz 1 und 2 SGG). Das Rechtsmittel ist auch form-
und fristgerecht eingelegt (Â§ 151 SGG).

Es ist aber deswegen unzulÃ¤ssig, weil der KlÃ¤ger durch das Urteil des SG nicht
beschwert ist. Dem KlÃ¤ger als RechtsmittelfÃ¼hrer fehlt ein Rechtsschutzinteresse
fÃ¼r die Rechtsmittelinstanz, weil die angefochtene Entscheidung ihm nichts
versagt, was er vor dem SG beantragt hat (sog. formelle Beschwer, vgl. Meyer-
Ladewig, Kommentar zum SGG, 6. Aufl., Anm.5a vor Â§ 143).

Der KlÃ¤ger hat in der Rechtsschutzform der kombinierten Anfechtungs- und
Leistungsklage (Â§ 54 Abs.4 SGG) neben der Aufhebung der eine hÃ¶here
Feststellung des GdB als 30 versagenden Bescheide gleichzeitig als Leistung die
Feststellung eines GdB "hÃ¶her als mit 30" (Schriftsatz vom 25.04.1995) bzw. eines
GdB "hÃ¶her als 30" (Antrag zur Niederschrift in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
vom 16.01.1997) beantragt. Diesem Antrag ist durch das Urteil des Sozialgericht
Landshut mit der Feststellung eines GdB von 40 in vollem Umfang (vgl. auch die
Kostenentscheidung) stattgegeben worden.

Entgegen der vom KlÃ¤ger vertretenen Ansicht, daÃ� sich das Verlangen der
Schwerbehinderteneigenschaft aus der BerufungsbegrÃ¼ndung und dem gesamten
Sachvortrag ergebe, finden sich im Vortrag des KlÃ¤gers vor dem SG im Verfahren 
S 2 Vs 153/95 keine Hinweise auf die Schwerbehinderteneigenschaft als
ProzeÃ�ziel. Eine Erweiterung des Klagebegehrens im Berufungsverfahren vor dem
LSG kommt â�� wie hier â�� dann nicht in Frage, wenn das Rechtsmittel bereits
unzulÃ¤ssig ist. FÃ¼r die Auslegung des Beteiligtenvorbringens zusÃ¤tzlich zu den
gestellten AntrÃ¤gen besteht nur dann Veranlassung, wenn den
(Soll-)Erfordernissen der Klageerhebung, einen bestimmten Antrag zu stellen und
den Streitgegenstand konkret zu bezeichnen (Â§ 92 Satz 1 SGG), nicht GenÃ¼ge
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getan ist oder die Fassung (Â§ 123 SGG) der gestellten AntrÃ¤ge zu Zweifeln am
ErklÃ¤rungsinhalt AnlaÃ� gibt. Bei durch RechtsanwÃ¤lte gestellten AntrÃ¤gen ist,
zumal hier nach DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung, in der Regel
anzunehmen, daÃ� der Antrag das Gewollte richtig wiedergibt (vgl. Meyer-Ladewig,
Kommentar zum SGG, 6. Aufl., Anm.3 zu Â§ 123). Die Interpretation eines Antrags,
mit dem ein Mindest-GdB-Wert ("mindestens von" oder "hÃ¶her als") gefordert wird,
als Minimalforderung entspricht hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung (vgl. fÃ¼r das
GebÃ¼hrenrecht: BSG SozR 3-1930 Â§ 116 â�� BRAGO â�� Nr.7; fÃ¼r die Beschwer
bei der Berufung: LSG Schleswig, Breithaupt 1958, 1000).

Auf Beweiserhebung durch Dr. im Berufungsverfahren kam es nicht mehr an. Der
Antrag wÃ¤re im Ã¼brigen verspÃ¤tet gestellt gewesen (vgl. Mayer-Ladewig,
a.a.O., Anm.8 zu Â§ 109).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG. Die Kostenentscheidung
erster Instanz, der das Verbot einer Reformatio in pejus nicht entgegenstehen
wÃ¼rde (Zeihe, Kommentar zum SGG, Anm.2e zu Â§ 193), war zu belassen, da der
KlÃ¤ger dort voll obsiegt hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne des Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2
SGG liegen nicht vor, weil die Rechtssache weder grundsÃ¤tzliche Bedeutung hat
noch der Senat von einer Entscheidung des Bundessozialgerichts, des
Gemeinsamen Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichtes abweicht.

Erstellt am: 15.03.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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